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19. Wahlperiode

Bericht des stadtischen Petitionsausschusses Nr. 31 vom 14. September 2018

Der stadtische Petitionsausschuss hat am 14. September 2018 die nachstehend
aufgefiihrten sechs Eingaben abschlieBend beraten. Der Ausschuss bittet, die
Stadtbiirgerschaft moége iiber die Petitionen wie empiohlen beschliefen und
die Vorlage dringlich behandeln.

Insa Peters-Rehwinkel
(Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben dem Senat zur Kenntnis zu geben:
Eingabe-Nr.: S 19/232

Gegenstand: Abschaffung der Mindestbemessungsgrundlage der Kranken-
kassen

Begriindung: Der Petent dieser vom Bundestag an alle Landesvolksvertre-
tungen zugeleiteten Petition fordert die Abschaffung der Min-
destbemessungsgrundlage der Krankenkassen, da diese zu
sozialen Ungerechtigkeiten fiihre. Dies zeige sich unter ande-
rem am Beispiel seiner Frau, die fast zwei Drittel ihrer Rente
fir die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Kranken-
kasse aufwenden miisse. Es sei eine Anpassung der Kranken-
kassenbeitrage an die tatsachlichen Einnahmen der betroffe-
nen Personen erforderlich.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin eine Stellungnahme der Senatorin fiir Wissenschaft,
Gesundheit und Verbraucherschutz eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamentari-
schen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Die Beitragsbemessung fiir Bezieher einer Rente aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung wird durch mehrere Faktoren
beeinflusst. Ein wesentlicher Faktor ist dabei die Frage, ob die
sogenannte Vorversicherungszeit erfiillt ist, die sich nach der
sogenannten 9/10-Regelung bemisst. Liegen die Vorausset-
zungen vor, ist eine Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen
Krankenversicherung moglich, andernfalls bleibt nur die
Moglichkeit, sich freiwillig in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung zu versichern. In diesem Fall sind oft héhere Beitrage
zu zahlen als in der Krankenversicherung der Rentner (KVdR),
da die Bemessungsgrundlage eine andere ist und sich nicht
nur an den tatsdchlichen Einnahmen orientiert. Zu den Einzel-
heiten und den Griinden der unterschiedlichen Beitragsbe-
messung wird auf die Stellungnahme der Senatorin fur
Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz verwiesen.

Grundsatzlich ist die vom Petenten kritisierte Mindestbemes-
sungsgrundlage rechtméaBig und begegnet auch nach hochst-
richterlicher Rechtsprechung keinen verfassungsrechtlichen
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Bedenken. Der Ausschuss sieht daher keinen Anlass, sich fiir
deren Abschaffung einzusetzen. Um die Folgen der 9/10-Re-
gelung insbesondere fiir solche Rentnerinnen und Rentner ab-
zumildern, die fir die Erziehung der Kinder zeitweise nicht
gearbeitet haben und privat tiber die Ehepartner versichert
waren, hat der Gesetzgeber mit dem HHVG (Heil- und Hilfs-
mittelversorgungsgesetz) ab dem 1. August 2017 einen er-
leichterten Zugang zur KVdR geschaffen, in dem er die
Anrechnung von Kindererziehungszeiten erméglicht hat.

Ein wesentliches Problem sieht der Ausschuss darin, dass in
der Praxis viele Versicherte bei Verlassen der Krankenkasse
uber die Konsequenzen hinsichtlich des Krankenversiche-
rungsstatus — auch fir Familienmitglieder — nicht hinreichend
aufgeklart werden. Insbesondere auch die rentenrechtlichen
Konsequenzen sind vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern nicht bewusst. Vor diesem Hintergrund schlief3t sich der
Ausschuss der Empfehlung des Petitionsausschusses des Bun-
destags an, die Petition dem zustdandigen Gesundheitsressort
als Material zu iiberweisen, um die landesunmittelbaren Kran-
kenkassen auf die Problemlage aufmerksam zu machen, ver-
bunden mit der Bitte, fir eine frithzeitige und umfassende
Aufklarung der Versicherten zu sorgen.

Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Frak-
tionen der SPD, der CDU, von Bilindnis 90/Die Griinen und der
FDP sowie gegen die Stimme der Fraktion DIE LINKE fol-
gende Eingabe fiir erledigt zu erkldren, weil die Stadtbirger-
schaft keine Moglichkeit sieht, der Eingabe zu entsprechen:

S 19/324
Beschwerde liber das Jobcenter

Die Petentin beschwert sich tiber eine verzogerte Bearbeitung
ihres Antrags auf Mehrbedarf durch das Jobcenter sowie tiber
den Umstand, dass ihr die Bewilligung von Leistungen ledig-
lich fir zwei Monate gewahrt worden sei. Sie tragt vor, einen
Antrag auf Mehrbedarf aufgrund einer Nahrungsmittelaller-
gie gestellt zu haben. Aufgrund einer Autoimmunerkrankung
dirfe sie keine industriell hergestellten Lebensmittel zu sich
nehmen, sondern sei auf kostenintensive frische und unbehan-
delte Lebensmittel angewiesen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin Stellungnahmen des Senators fir Wirtschaft, Arbeit
und Héafen eingeholt sowie — mit Einverstandnis der Petentin —
Einsicht in eine amtsérztliche gutachterliche AuBerung des
Gesundheitsamtes genommen. Unter Berticksichtigung des-
sen stellt sich das Ergebnis der parlamentarischen Prifung zu-
sammengefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss hat sich intensiv mit dem Anliegen der Petentin
befasst. Neben der Einsichtnahme in das amtsarztliche Gut-
achten hat sich der Ausschuss anhand der von der Petentin
angegebenen Videosequenzen ein Bild von der Schwere der
Erkrankung der Petentin machen kénnen. Er bedauert das
Ausmal der Erkrankung und die hiermit verbundene Leidens-
geschichte der Petentin zutiefst. Er kann jedoch anhand der
ihm vorliegenden Informationen kein derartiges Fehlverhalten
des Jobcenters erkennen, welches zu einer Abhilfeentschei-
dung fuhren wtrde.



Die genauen Umstdande der Weiterbewilligung lassen sich fiir
den stadtischen Petitionsausschuss nicht aufklaren. Das Job-
center hat mitgeteilt, dass der Versand der Weiterbewilli-
gungsantrage bundesweit zentral und automatisiert als
Serviceleistung der Jobcenter erfolgt. Warum dies im Falle der
Petentin nicht geschehen ist, lasst sich fiir den Ausschuss nicht
nachvollziehen. Bedauerlich ist dariiber hinaus die fehlende
Thematisierung der Weiterbewilligung im Beratungsgesprach
im Dezember 2017. Ungeachtet des Umstandes, dass es keine
rechtliche Verpflichtung gab die Petentin auf den auslaufen-
den Bewilligungszeitraum hinzuweisen, wéare dies im Rahmen
einer burgerfreundlichen Verwaltung angemessen gewesen.
Der stadtische Petitionsausschuss begriiit daher die Ankiindi-
gung des Senators fiir Wirtschaft, Arbeit und Héafen, dessen
Stellungnahme dem Jobcenter im Hinblick auf eine Verbesse-
rung der Kundenorientierung und Serviceleistung zur Verfu-
gung zu stellen.

Ungeachtet dessen sieht der stadtische Petitionsausschuss kei-
nen Grund zur Beanstandung der Entscheidung des Jobcen-
ters. Das Jobcenter hat fir den Ausschuss nachvollziehbar
dargestellt, dass ein entsprechender Mehrbedarf wegen spe-
zieller, kostenaufwandiger Erndhrung abzulehnen war. Die
bei der Petentin attestierte Krankheit ist nicht in der Liste der
Krankheiten enthalten, bei denen gema8 § 21 Absatz 5 Sozial-
gesetzbuch II aus medizinischen Griinden eine spezielle kos-
tenaufwandige @ Erndhrung gewdahrt werden  kann.
Diesbeziiglich sind die fachlichen Weisungen der Bunde-
sagentur fir Arbeit zu § 21 SGB II sowie die Empfehlungen
des Deutschen Vereins fur offentliche und private Fursorge
(DV) zugrundegelegt worden. Die Anerkennung einer ange-
messenen Krankenkostzulage wegen eines erndahrungsbe-
dingten Mehrbedarfs setzt einen ursachlichen Zusammen-
hang zwischen der Erkrankung und der Notwendigkeit einer
kostenaufwandigen Ernahrung voraus. Zwar ist gemal Ziffer
5.1 Absatz 5 der oben genannten fachlichen Weisungen, die
Aufzahlung der verschiedenen Krankheiten nicht abschlie-
Bend. Allerdings ist gemal Ziffer 5.1 Absatz 9 eine von den
Empfehlungen der DV abweichende Entscheidung nur im
Einzelfall unter Einbeziehung des arztlichen Dienstes bezie-
hungsweise des zustandigen Gesundheitsamtes zulassig. Das
seitens des Jobcenters eingeholte amtsarztliche Gutachten
zum Antrag auf ernahrungsbedingten Mehrbedarf kommt zu
dem Ergebnis, dass ein solcher Mehrbedarf nicht besteht.
Zwar ist eine Vermeidung der die Symptome auslosenden
Nahrungsmittel als erforderlich angesehen worden, die Peten-
tin hat jedoch die Moéglichkeit unverarbeitete Produkte einzu-
kaufen und ihre Lebensmittel selbst zuzubereiten.
Unverarbeitete Produkte, wie etwa frisches Gemiise und un-
verarbeitetes Fleisch, sind in der Regel glinstiger als Fertigpro-
dukte. Die Kosten hierfiir sind im Regelsatz enthalten. Die
Petentin hat daruber hinaus gegenuber dem Ausschuss nicht
dargelegt, um was fur ,kostenintensive Spezial-Lebensmittel”
es sich handelt.

AbschlieBend ist festzuhalten, dass ein Antrag auf Mehrbedarf
bei jedem Weiterbewilligungsantrag erneut gestellt und uber-
pruft werden muss. Zum jetzigen Zeitpunkt besteht fur den
stadtischen Petitionsausschuss keine Moglichkeit, dem Anlie-
gen der Petentin zu entsprechen.



Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD,
von Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE und der FDP sowie bei Enthaltung
der Stimmen der Fraktion der CDU folgende Eingabe fiir erledigt zu erklaren,
weil die Stadtbiirgerschait keine Moglichkeit sieht, der Eingabe zu entspre-

chen:
Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/335
Umgang mit unbegleiteten minderjahrigen Flichtlingen

Der Petent fordert zum Schutz der Bevolkerung die zentrale
Unterbringung aller unbegleiteter minderjahriger Auslander
in bewachten geschlossenen Einrichtungen bis zu ihrer Aus-
weisung.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten Stellungnahmen des Senators fir Inneres und der Se-
natorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
eingeholt. Unter Beriicksichtigung dessen stellt sich das Er-
gebnis der parlamentarischen Prifung zusammengefasst wie
folgt dar:

Der stadtische Petitionsausschuss kann das Anliegen des Pe-
tenten nicht unterstitzen. Er teilt die pauschale Behauptung,
dass von samtlichen unbegleiteten minderjahrigen Auslan-
dern eine Gefahr fiir die Bevolkerung ausgeht, nicht. Die vom
Petenten geforderte anlasslose und unbefristete Haft ist zudem
nicht mit der geltenden Rechtslage vereinbar. Dartiber hinaus
besteht keine Zustdndigkeit der Stadtgemeinde Bremen zur
Verhdngung freiheitsentziehender MaBnahmen.

Unbegleitete Minderjahrige werden in erster Linie behandelt
wie andere gefdhrdete Kinder und Jugendliche auch. Fir sie
gilt das sogenannte Primat der Kinder- und Jugendhilfe und
sie werden nach den Regelungen des Kinder- und Jugendhil-
ferechtes im Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) unter-
gebracht, versorgt und betreut. Die Entscheidung tber die
Verhdngung einer freiheitsentziehenden MaBnahme von Kin-
dern und Jugendlichen ist im begriindeten Einzelfall durch
das zustandige Amtsgericht gemaB § 1631 b BGB in Verbin-
dung mit dem SGB VIII zu treffen.

Die geforderte Unterbringung in einer bewachten und ge-
schlossenen Einrichtung stellt eine Abschiebehaft im Sinne
des § 62 des Aufenthaltsgesetzes dar. Eine derartige Haft er-
folgt im jeweiligen Einzelfall bei Vorliegen der gesetzlichen
Voraussetzungen nach richterlicher Anordnung. Nach § 62
Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes ist die Haft unzulas-
sig, wenn der Zweck der Haft durch ein milderes, ebenfalls
ausreichendes Mittel erreicht werden kann. In Bezug auf Min-
derjahrige ist festzuhalten, dass diese nur in besonderen Aus-
nahmefdllen und nur solange in Abschiebehaft genommen
werden durfen, wie es unter Beruicksichtigung des Kindes-
wohls angemessen ist.

Der stadtische Petitionsausschuss verkennt nicht die gesell-
schaftliche Herausforderung, die der Zuzug von unbegleiteten
minderjahrigen Flichtlingen fur die Stadtgemeinde Bremen
bedeutet. Er sieht zudem die Problematik jugendlicher Inten-
sivtater. Der Ausschuss wehrt sich jedoch gegen eine pau-
schale Kriminalisierung dieser vielfach von Krieg und Flucht
traumatisierten Minderjahrigen und sieht unter anderem ei-
nen weiteren Ausbau von Qualifizierungsangeboten fir Fach-
krafte, die mit unbegleiteten Minderjahrigen arbeiten, als
unerlasslich an.
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Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben fiir erledigt zu erkldaren, weil die
Stadtbiirgerschaft keine Moglichkeit sieht, den Eingaben zu entsprechen:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/276
Verbot von Laubblasern

Der Petent regt ein Verbot von Laubbldasern oder zumindest
den Austausch durch akkubetriebene leisere Gerdate mit Elekt-
romotoren an. Neben der Verursachung von Abgasen und
Feinstaub kritisiert er vor allem die Larmbelastigung durch
motorbetriebene Gerate. Alternativ schlagt er vor, Laubblaser
ausschlieBlich fir die Betriebe der Stadtreinigung und zur
Pflege offentlicher Griinanlagen wahrend der Laubsaison zu-
zulassen und den Einsatz fiir Privatpersonen zu verbieten.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme des Senators fiir Umwelt, Bau
und Verkehr eingeholt. AuBerdem hatte der Petent die Mog-
lichkeit, sein Anliegen im Rahmen der 6ffentlichen Beratung
miindlich zu erldutern. Unter Berticksichtigung dessen stellt
sich das Ergebnis der parlamentarischen Priifung zusammen-
gefasst wie folgt dar:

Der stadtische Petitionsausschuss kann das Anliegen des Pe-
tenten nicht unterstiitzen.

Ein generelles Nicht-Inverkehrbringen von Laubbléasern liegt
nicht im Kompetenzbereich des bremischen Gesetzgebers.
Dartber hinaus ist der Einsatz von Laubblasern durch ver-
schiedene Rechtsnormen im EU-Recht, Bundesrecht und bre-
mischem Landesrecht ausreichend geregelt. Mit der Geréte-
und Maschinenlarmschutzverordnung wurde die européaische
Richtlinie 2000/14/EG in nationales Recht umgesetzt. Die Ver-
ordnung enthdlt Regelungen zu Gerauschgrenzwerten und zu
zeitlichen Beschrankungen fir den Betrieb von Maschinen.
Dartber hinaus enthélt das Bremische Gesetz zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen (BremImSchG) unter ande-
rem Regelungen zu Ruhezeiten.

Der Vertreter des Senators fiir Umwelt, Bau und Verkehr hat
im Rahmen der 6ffentlichen Beratung der Petition fiir den stad-
tischen Petitionsausschuss nachvollziehbar dargestellt, dass
der Verzicht auf Laubbléaser fiir die stadtischen Institutionen
Um-weltbetrieb Bremen und Entsorgung Nord GmbH aus
wirtschaftlichen Griinden nicht in Betracht kommt. Dariiber
hinaus hat er darauf hingewiesen, dass Uilberwiegend aulierst
gerauscharme Gerdte zum Einsatz kommen und die Ruhezei-
ten eingehalten werden. Insoweit nimmt der Ausschuss Bezug
auf die dem Petenten bekannte ausfihrliche Stellungnahme
des Senators fiir Umwelt, Bau und Verkehr.

Dartiber hinaus ist zu bedenken, dass die gesetzlich geregel-
ten Ruhezeiten ebenso fir Privatpersonen und Mitarbeiter von
Gehwegreinigungsfirmen gelten. VerstoB3e gegen diese Ruhe-
zeiten konnen gemal § 6 BremImSchG als Ordnungswidrig-
keiten verfolgt werden. Der stadtische Petitionsausschuss
kann zwar nicht ausschlieBen, dass von diesem Personenkreis
Laubblaser verwendet werden, die nicht den heutigen Stan-
dards entsprechen. Auch diesbezuglich ist jedoch festzustel-
len, dass eine ausreichende Sanktionierungsmoglichkeit in
Form eines Ordnungswidrigkeitentatbestandes in der Gerate-
und Maschinenlarmschutzverordnung besteht. Insofern sieht
der stadtische Petitionsausschuss keinen Bedarf fur weiterge-
hende Regelungen.
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/328
Einrichtung eines Raumfahrtmuseums

Der Petent regt an, Bremen solle als bedeutender Standort der
Raumfahrtindustrie ein Raumfahrtmuseum erhalten.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme des Senators fiir Kultur einge-
holt. Unter Beruicksichtigung dessen stellt sich das Ergebnis
der parlamentarischen Prifung zusammengefasst wie folgt
dar:

Der stadtische Petitionsausschuss kann das Anliegen des Pe-
tenten nicht unterstiitzen.

Bremen hat als Stadt der Luft- und Raumfahrt eine lange Tra-
dition in dieser Branche, die einen wesentlichen Stiitzpfeiler
der bremischen Industrie bildet. Der Senator fiir Kultur hat je-
doch fiir den Ausschuss nachvollziehbar dargestellt, dass eine
Biindelung von Themen in den verschiedenen vorhandenen
Hausern anstelle einer weiteren Museumsgriindung zu bevor-
zugen ist. Das Focke-Museum wird als Landesmuseum fur
Kunst und Kulturgeschichte das Thema Raumfahrt in seiner
Uberarbeitung der Dauerausstellung beriicksichtigen. Dar-
uber hinaus beteiligen sich derzeit unter Koordinierung der
Wirtschaftsféorderung Bremen zahlreiche Institutionen an der
Gestaltung des Raumfahrtjahres Bremen ,Sternstunden
2018", um das Thema Raumfahrt der Offentlichkeit ndher zu
bringen. Interdisziplindare Kooperationen und das Arbeiten mit
neuen Medien lassen das Thema Raumfahrt fiir die Offentlich-
keit erlebbar werden.

Vor diesem Hintergrund sieht der stadtische Petitionsaus-
schuss keinen Bedarf fiir ein Raumfahrtmuseum.

Der Ausschuss bittet, folgende Eingabe fiir erledigt zu erklaren:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/245
Aufhebung der Wohnsitzauflage

Die Petentin begehrt mit ihrer urspringlich an den Deutschen
Bundestag gerichteten Petition die Aufhebung ihrer Wohn-
sitzauflage fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern und Er-
moglichung der Wohnsitznahme in Bremen. Dariiber hinaus
begehrt sie, den Zuzug ihres Ehemannes aus dem Ausland zu
genehmigen.

Der Ausschuss hat zu dem Vorbringen der Petentin eine Stel-
lungnahme des Senators fiir Inneres eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Der stadtische Petitionsausschuss betrachtet die Petition als er-
ledigt. Der Senator fiir Inneres hat mitgeteilt, dass die Petentin
inzwischen in Bremen wohnt und der Ehemann im Maérz 2018
im Wege des Familiennachzuges eingereist ist.



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 846 S
	Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 31 vom 14. September 2018


